
Antrag FKJ-09: Gerechte Kindergrundsicherung gegen Kinderarmut 
in Deutschland
Antragsteller*in: AWO Bezirksverband Baden e.V.
Status: angenommen mit Änderung
Sachgebiet: FKJ - Familie, Kinder & Jugend

 1 Der AWO Bundesverband soll auf die Bundesregierung und die Länderregierungen, die
 2 Parlamente und Parteien einzuwirken, mit dem Ziel, zügig eine effektive
 3 Kindergrundsicherung zur Bekämpfung der alarmierenden Kinderarmut in Deutschland
 4 einzuführen. Diese muss sich in der Höhe am aktuellen soziokulturellen
 5 Existenzminimum orientieren und deshalb in der Spitze monatlich bei ca. 800 Euro pro 
 6 Kind liegen.

 7 Eine gerechte Kindergrundsicherung muss mindestens 388,24 Euro pro Monat betragen,
 8 das entspricht der maximalen Entlastung durch die derzeitigen Kinderfreibeträge.
 9 Dieser Wert steigt abhängig vom Einkommen der Eltern auf 600 Euro im Monat für
 10 Familien ohne oder mit geringem Einkommen. Je niedriger das Familieneinkommen ist,
 11 desto höher fällt der Betrag der Kindergrundsicherung aus.

Begründung
Ungefähr 14% aller Kinder und Jugendlichen in Deutschland gelten als armutsgefährdet, das sind über 2 
Millionen. Diese Kinder erleben einen grundlegenden Mangel mit Auswirkungen auf ihre gesamte 
Entwicklung und ihre Chancen für ihr ganzes Leben.

Kinderarmut beinhaltet f㘶nanzielle Faktoren, z.B. fehlen die Mittel für grundlegende Bedürfnisse wie 
Ernährung, Kleidung und eine gute Wohnsituation. Sie beeinträchtigt aber auch die gesellschaftliche 
Teilhabe, führt zu verringerten Bildungschancen und damit einhergehend zu eingeschränkten 
Zukunftsperspektiven.

Eine vordringliche Aufgabe von Politik und Gesellschaft ist daher, Armutsrisiken zu verringern und gleiche 
Entwicklungs- und Teilhabechancen zu schaffen, unabhängig von der sozialen Herkunft.

Die damalige Bundesregierung hatte im Koalitionsvertrag 2021 die Einführung einer Kindergrundsicherung 
festgehalten. Geplant war ursprünglich, verschiedene Familienleistungen zusammenzufassen und den 
Zugang zum System zu erleichtern. Angesichts der für das Jahr 2025 erwarteten Haushaltslage wurden 
zunächst lediglich Fragmente davon angestoßen. Letztlich wurde mit Fortschreibung von Kinderarmut 
versucht, den Haushalt zu konsolidieren.

Um das strukturelle Problem der Kinderarmut in Deutschland beheben zu können, bedarf es einer 
umfassenden Reform, die einen Neustart in der Familienförderung bedeutet. Eine effektive 
Kindergrundsicherung, die die bisherigen Familienleistungen bündelt und den Zugang zu f㘶nanzieller 
Unterstützung für Familien vereinfacht, ist ein notwendiges Instrument, um Armutsrisiken zu verringern 
und Chancengleichheit zu fördern.

Für eine erfolgversprechende Ausgestaltung ist eine ausreichende und langfristige Finanzierung ebenso 
unerlässlich wie die bürokratiearme Ausgestaltung, damit die zur Verfügung gestellten Mittel auch 
tatsächlich die Kinder und Jugendlichen erreichen und ihre Wirkung entfalten können.
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